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29. 08. 97 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Heidi Knake-Werner und der 
Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/8398 — 


Anwendung und Inanspruchnahme der Änderungen im Arbeitsförderungsgesetz 
vom 1 . April 1 997 (I) 


In Artikel 11 des Gesetzes zur Reform der Arbeitsförderung (AFRG) 
wurde mit Wirkung vom 1. April 1997 eine Reihe neuer Instrumente im 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) geschaffen. 

1. Wie viele Arbeitslose haben seit dem 1. April 1997 monatlich an 
einer „Trainingsmaßnahme" (§ 53 a AFG) teilgenommen, und wie 
viele davon 

a) an einer Maßnahme nach § 53 a Abs. 3 Nr. 1, 

b) an einer Maßnahme nach § 53 a Abs. 3 Nr. 2, 

c) an einer Maßnahme nach § 53 a Abs. 3 Nr. 3 

(Angaben bitte jeweils insgesamt und getrennt nach Männern und 
Frauen, für Ost- und Westdeutschland sowie Landesarbeits- 
amtsbezirke)? 


Nachstehende Tabelle zeigt die Eintritte in Trainingsmaßnahmen 
ab April 1997; 


Eintritte in Trainingsmaßnahmen im April bis Juli 1997 


Region 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

Summe 

NLA Nord 

669 

393 

634 

618 

2 314 

NSB Niedersachsen-Bremen 

971 

811 

1 060 

1207 

4 049 

NW Nordrhein-Westfalen 

1 107 

948 

2 098 

2 973 

7 126 

HS Hessen 

109 

151 

385 

578 

1 223 

RPS Rheinland-Pfalz-Saarl. 

229 

339 

558 

461 

1587 

BW Baden-Württemberg 

^582 

725 

809 

787 

2 903 

NB Nordbayern 

449 

314 

579 

382 

1724 

SB Südbayem 

144 

161 

386 

291 

982 

BB LAA Berbn-Brandenburg 

867 

439 

309 

474 

2 089 

SAT LAA Sachsen- Anhalt-Thü. 

371 

533 

621 

916 

2 441 

S LAA Sachsen 

274 

495 

247 

450 

1466 

Deutschland 

5 772 

5 309 

7 686 

9 137 

27 904 

Bundesgebiet West 

4 265 

3 602 

6 313 

7 160 

21340 

Bundesgebiet Ost 

1 507 

1 707 

1373 

1 977 

6 564 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom 27. August 1997 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schriftgröße - den Fragetext. 
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Tiefer gegliederte statistische Daten über die Eintritte in Trai- 
ningsmaßnahmen liegen nicht vor, so daß eine Differenzierung 
nach Geschlecht bzvr. nach den Nummern 1 bis 3 des § 53 a Abs. 3 
AFG nicht möglich ist. 


2. a) Wie viele Anträge auf Förderungen im Rahmen eines Ein- 
gliederungsvertrages (§ 54 a AFG) wurden seit dem 1. April 
1997 monatlich gesteht, und wie viele wurden bewilligt? 

b) Wie viele Arbeitslose waren jeweils am Monatsende im Rahmen 
eines Eingüederungsvertrages beschäftigt 

(Angaben bitte jeweils insgesamt und getrennt nach Männern und 
Frauen, für Ost- und Westdeutschland)? 


Aus den monatlich von den Arbeitsämtern vorläufig zu melden- 
den Daten über die Inanspruchnahme des Förderinstruments 
Eingliederungsvertrag läßt sich zu Fragen 2 a) und 2 b) mitteilen: 

— Vom 1. April bis Ende Juli 1997 wurde für 275 Eingliederungs- 
verträge die Förderung gemäß § 54 a AFG beantragt (221 im 
Bundesgebiet West und 54 im Bundesgebiet Ost). Über 53 An- 
träge, davon 39 aus dem Bundesgebiet West und 14 aus dem 
Bundesgebiet Ost, war Ende Juli 1997 noch nicht entschieden. 

— Ende Juli 1997 waren 200 Arbeitnehmer im Rahmen eines Ein- 
gliederungsvertrages beschäftigt, 162 im Bundesgebiet West 
und 38 im Bundesgebiet Ost. 

Weitergehende statistische Daten liegen nicht vor. 


3. In wie vielen Fällen wurden bisher Arbeitgebern im Rahmen von 
Eingliederungsverträgen Leistungen nach § 54 c AFG gewährt? 


Statistische Angaben hierzu liegen nicht vor. Finanzielle Lei- 
stungen im Rahmen des Eingliederungsvertrages werden in der 
Regel nach Ablauf des Eingliederungsvertrages und auf Nachweis 
des Arbeitgebers über Aufwendungen für Zeiten ohne Arbeits- 
leistung als Gesamtbetrag gewährt. Nach ersten Informationen 
wird überwiegend die Förderhöchstdauer von sechs Monaten zu- 
grunde gelegt. 


4. a) Wie viele Anträge auf Einstellungszuschüsse bei Neugrün- 
dungen (§ 55 b AFG) wurden seit dem 1. April 1997 monat- 
lich gesteht und wie viele bewilligt (Angaben bitte ins- 
gesamt und getrennt für Ost- und Westdeutschland)? 

b) Wie viele Arbeitslose sind in der Zeit seit dem 1. April 1997 auf- 
grund solcher EinsteUungszuschüsse eingestellt worden (An- 
gaben bitte insgesamt und getrennt nach Männern und Frauen 
in Ost- und Westdeutschland)? 


Von Anfang April bis Ende Juli 1997 wurden in Deutschland 1 502 
Einstellungszuschüsse bei Neugründungen (§ 55 b AFG) be- 
^villigt. Die Zahl der Bewilligungen entspricht der Zahl der Ein- 
stellungen. Von den eingestellten Arbeitnehmern waren 1498 
zuvor arbeitslos. Die Zahlen der Bewilligungen in den einzelnen 
Monaten sind den folgenden Tabellen, differenziert nach West- 
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und Ostdeutschland und nach Geschlecht, zu entnehmen. Zahlen 
zu den gestellten Anträgen liegen nicht vor. 


Einstellungszuschüsse bei Neugründungen: Bewilhgungen 1997 


Westdeutschland 

insgesamt 

Männer 

Frauen 

April 

78 

40 

38 

Mai 

136 

65 

71 

Juni 

266 

176 

90 

Juü 

417 

295 

122 

insgesamt 

897 

576 

321 

Ostdeutschland 

insgesamt 

Männer 

Frauen 

April 

- 

- 

- 

Mai 

41 

27 

14 

Juni 

226 

160 

66 

Juli 

338 

228 

110 

insgesamt 

605 

415 

190 

Deutschland insgesamt 

insgesamt 

Männer 

Frauen 

April 

78 

40 

38 

Mai 

177 

92 

85 

Juni 

492 

336 

156 

Juli 

755 

523 

232 

insgesamt 

1 502 

991 

511 


5. Wie viele Anträge auf Bewilligung von Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen (ABM) wurden seit dem 1. April 1997 monatlich gestellt, 
wie viele Anträge wurden für wie viele zu beschäftigende Personen 
bewilligt, und wie viele Maßnahmen mit wie vielen Personen wur- 
den tatsächlich begonnen (Angaben bitte jeweils insgesamt und 
getrennt nach Männern und Frauen, für Ost- und Westdeutschland 
sowie Landesarbeitsamtsbezirke)? 


Die Antwort ist der Anlage zu Frage 5 zu entnehmen. Angaben 
über bewilligte Anträge liegen nicht vor. Angaben nach Ge- 
schlecht sind nur bei den Arbeitsvermittlungen in ABM möglich. 


6. Auf wie viele der seit dem 1. April 1997 gestellten ABM- Anträge 
und ABM-Bewilligungen wurde § 91 a AFG (Vergabe-ABM) ange- 
wendet und auf wie viele Anträge und Bewilligungen die Ausnah- 
meregelung nach § 91a Abs. 1 Satz 2 AFG (bitte Angaben ins- 
gesamt und getrennt für Ost- und Westdeutschland)? 


Statistische Angaben über Vergabe werden in der Geschäftssta- 
tistik der Bundesanstalt für Arbeit für ABM-Anträge und -Bewil- 
ligungen nicht erhoben. Das Vergabe-Kriterium wird lediglich für 
die laufenden Maßnahmen erfaßt, allerdings ohne gesonderte 
Berücksichtigung der Regelung des § 91 a Abs. 1 Satz 2 AFG, 


7. Welchen leistungsrechtlichen Status besaßen die seit dem 1. April 
1997 in ABM vermittelten Arbeitslosen (vorheriger Bezug von Ar- 
beitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, andere Leistungen nach dem 
AFG und keine AFG-Leistung), und auf wie viele Personen trafen 
die Ausnahmetatbestände des § 93 Abs. 1 Satz 3 AFG zu (bitte An- 
gaben insgesamt und getrennt für Ost- und Westdeutschland und 
nach Männern und Frauen)? 
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Daten zum leistungsrechtlichen Status von Arbeitnehmern, die in 
ABM zugewiesen werden, werden im Rahmen der Zuweisung 
dezentral gewonnen, daher stehen diese Daten zentral nicht zur 
Verfügung. Über den Umfang der Anwendung der Ausnahme- 
tatbestände des § 93 Abs. 1 Satz 3 AFG stehen gleichfalls Daten 
auf der zentralen Ebene nicht zur Verfügung. 


8. Wie viele Bewilligungen erfolgten auf der Grundlage von bis zu 100 
% des Arbeitsentgeltes, weil das berücksichtigungsfähige Arbeits- 
entgelt 50 % der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch unterschreitet (bitte Angaben insgesamt und getrennt 
für Ost- und Westdeutschland und nach Männern und Frauen)? 


Statistische Daten über die Zahl der Arbeitnehmer, bei denen im 
Rahmen der Bemessung des ABM-Zuschusses das berück- 
sichtigungsfähige Arbeitsentgelt bis zu 50 Prozent der Bezugs- 
größe nach § 18 SGB IV beträgt, werden nicht erhoben. 


9. Wie viele Anträge auf Förderung mit Lohnkostenzuschüssen nach 
der neuen Regelung in § 249 h Abs. 4 b AFG wurden seit dem 
1. April 1997 monatlich gestellt und wie viele bewilligt (Angaben 
bitte insgesamt, für Landesarbeitsamtsbezirke und auf geschlüsselt 
nach Branchen sowie Größe des Betriebes - unter/über zehn Be- 
schäftigte)? 

10. Wie viele Personen wurden seit dem 1. April 1997 mit einer Förde- 
rung nach § 249 h Abs. 4 b AFG eingestellt (Angaben bitte ins- 
gesamt und getrennt nach Männern und Frauen)? 


Die Zahlen der Anträge, der Bewilligungen und der geförderten 
Arbeitnehmer nach § 249 h Abs. 4 b AFG werden derzeit noch im 
Rahmen einer vorübergehenden manuellen Statistik gewonnen. 
Sie sind - nach Landesarbeitsamtsbezirken gegliedert - der An- 
lage zu Frage 9 zu entnehmen. 

Statistische Daten zu den Branchen und der Größe der Betriebe, 
die Leistungen in Anspruch nehmen, werden nicht erhoben. An- 
gaben zum Geschlecht der geförderten Arbeitnehmer werden im 
Rahmen der Geschäftsstatistik der Bundesanstalt für Arbeit vor- 
aussichtlich erstmals im letzten Quartal 1997 zur Verfügung 
stehen. 


11. Auf welche Weise wurde bisher und wird zukünftig von seiten der 
Bundesanstalt für Arbeit sichergestellt, daß die Förderbedingungen 
nach § 249 h Abs. 4 b Satz 1 Nr. 2 AFG eingehalten werden? 


Nach § 249 h Abs. 4 b Satz 1 Nr. 2 AFG kann die Bundesanstalt die 
zusätzliche Beschäftigung arbeitsloser Arbeitnehmer in Wirt- 
schaftsunternehmen im gewerblichen Bereich fördern, wenn der 
Arbeitgeber in einem Zeitraum von mindestens sechs Monaten 
vor der Förderung die Zahl der in dem Betrieb bereits be- 
schäftigten Arbeitnehmer nicht verringert hat und während der 
Dauer der Zuweisung nicht verringert. 
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Der Träger hat im Antrag zur Beschäftigungsentwicklung im Be- 
trieb detaillierte Angaben zu machen. Die Angaben des Betriebes 
sind vom Betriebsrat zu bestätigen und werden vom Arbeitsamt 
überprüft. 

Der Bewilligungsbescheid über die Förderung ergeht unter der 
auflösenden Bedingung, daß die im Antrag gemachten Angaben 
zur Beschäftigungsentwicklung sich als zutreffend erweisen. 

Mit Abschluß des Förderungszeitraumes hat der Träger eine Er- 
klärung für die Gewährung des Lohnkostenzuschusses abzuge- 
ben. Diese enthält nochmals die Frage nach der Beschäftigungs- 
entwicklung. Auch diese Erklärung ist vom Betriebsrat zu be- 
stätigen. Die Angaben zur Beschäftigungsentwicklung werden 
vom Arbeitsamt nochmals überprüft. 


12. Wie viele Bewilligungen von Lohnkostenzuschüssen nach § 249h 
AFG wurden seit dem 1. April 1997 unter Anwendung von § 249 h 
Abs. 3 Satz 3 AFG und wie viele unter Anwendung von § 249 h 
Abs. 3 Satz 4 AFG ausgesprochen (Angaben bitte insgesamt und 
getrennt nach Landesarbeitsamtsbezirken)? 


Über die Zahl der Bewilligungen nach § 249 h Abs. 3 Satz 3 AFG, 
der den Vergabevorrang nach § 91 a AFG auch für Maßnahmen 
nach § 249 h AFG vorschreibt, liegen keine gesonderten Daten 
vor. (Im Rahmen der Geschäftsstatistik der Bundesanstalt für Ar- 
beit wird lediglich die Zahl der Maßnahmen, die im Wege der 
Vergabe durchgeführt werden, ausgewiesen.) 

Mit § 249 h Abs. 3 Satz 4 AFG wurden neue Maßnahmefelder er- 
öffnet. Statistische Daten dazu liegen voraussichtlich erstmals im 
letzten Quartal 1997 vor. 


13. Wie verteilten sich seit dem 1. April 1997 die gestellten und die be- 
willigten Anträge auf Lohnkostenzuschüsse nach §§ 242 s und 249h 
AFG auf die einzelnen förderungsfähigen Tätigkeitsbereiche (An- 
gaben bitte insgesamt und für die einzelnen Landesarbeits- 
amtsbezirke)? 


Aus der Anlage zu Frage 13 gehen die Zahlen zu gestellten An- 
trägen und begonnenen Maßnahmen hervor. Daten zu bewilligten 
Anträgen liegen nicht vor. 


Drucksache 13/8438 
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Anlage zu Frage 5 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, April bis Juli 1997 


Monat 

Region 

im Laufe des Monats 

gestellte Anträge 

Begonnene Maßnahmen 

Arbeitsvermittlungen in ABM 

insgesamt 

für . . . AN 

insgesamt 

für . . . AN 

Männer 

Frauen 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Apr 97 

BDS Besond, Dienststellen 

5 

5 

2 

3 

2 

1 


N LAA Nord 

236 

1 105 

446 

1 688 

1 323 

1 335 


NSB Niedersachsen-Bremen 

319 

1063 

249 

656 

902 

336 


NW Nordrhein-Westfalen 

328 

1917 

254 

1427 

1 213 

466 


HS Hessen 

124 

287 

126 

272 

370 

136 


RPS Rheinland-Pfalz-Saarl. 

64 

239 

76 

263 

411 

107 


BW Baden-Württemberg 

106 

123 

109 

155 

247 

91 


NB Nordbayern 

98 

189 

111 

238 

558 

146 


SB Südbayem 

53 

116 

133 

363 

395 

90 


BB LAA Berlin-Brandenburg 

192 

1 264 

297 

1762 

1 496 

1 939 


SAT LAA Sachsen- Anh-Thü. 

380 

1 391 

833 

4 669 

3 110 

4 076 


S LAA Sachsen 

488 

2 314 

266 

1 176 

1 391 

1 693 


BGW Bundesgebiet West 

1 208 

4 482 

1 159 

3 979 

4 953 

1 798 


Bundesgebiet Ost 

1 183 

5 531 

1743 

8 693 

6 465 

8 618 


D Bundesrep. Deutschland 

2 391 

10 013 

2 902 

12 672 

11418 

10416 

Mai 97 

BDS Besond. Dienststellen 

4 

4 

10 

12 

4 

8 


N LAA Nord 

330 

1 274 

435 

1 835 

1400 

1 183 


NSB Niedersachsen-Bremen 

244 

541 

289 

1 132 

1 047 

484 


NW Nordrhein-Westfalen 

369 

1 829 

199 

858 

1378 

604 


HS Hessen 

117 

298 

104 

226 

357 

210 


RPS Rheinland-Pfalz-Saarl. 

62 

185 

63 

255 

329 

111 


BW Baden-Württemberg 

150 

184 

111 

160 

200 

96 


NB Nordbayern 

80 

291 

111 

268 

428 

129 


SB Südbayern 

27 

61 

45 

134 

177 

75 


BB LAA Berlin-Brandenburg 

188 

1 053 

222 

1336 

1 007 

1 230 


SAT LAA Sachsen-Anh.-Thü. 

582 

1907 

429 

2 114 

1532 

1574 


S LAA Sachsen 

638 

3 056 

294 

1 256 

1 211 

1613 


BGW Bundesgebiet West 

1 156 

4 009 

1 025 

3 672 

4 624 

2 150 


Bundesgebiet Ost 

1 635 

6 674 

1287 

5 914 

4 446 

5 167 


D Bundesrep. Deutschland 

2 791 

10 683 

2 312 

9 586 

9 070 

7 317 

Jun 97 

BDS Besond. Dienststellen 

5 

6 

- 

- 

- 

- 


N LAA Nord 

450 

1 701 

309 

1 269 

866 

819 


NSB Niedersachsen-Bremen 

372 

874 

200 

549 

769 

369 


NW Nordrhein-Westfalen 

339 

1480 

178 

763 

1 128 

632 


HS Hessen 

82 

185 

70 

152 

190 

122 


RPS Rheinland-Pfalz-Saarl. 

81 

255 

81 

322 

414 

145 


BW Baden-Württemberg 

130 

310 

93 

124 

148 

81 


NB Nordbayern 

61 

181 

34 

99 

251 

127 


SB Südbayern 

44 

83 

26 

74 

137 

62 


BB LAA Berlin-Brandenburg 

368 

2 008 

155 

964 

1012 

1 134 


SAT LAA Sachsen-Anh.-Thü. 

749 

2 335 

323 

1 163 

1 286 

1 627 


S LAA Sachsen 

763 

4 287 

360 

1569 

1370 

1805 


BGW Bundesgebiet West 

1 231 

4 053 

735 

2 377 

3 772 

2 048 


Bundesgebiet Ost 

2 213 

9 632 

1094 

4 671 

3 789 

4 875 


D Bundesrep. Deutschland 

3 444 

13 685 

1829 

7 048 

7 571 

6 923 

Jul 97 

BDS Besond. Dienststellen 

6 

6 

- 

- 

- 

- 


N LAA Nord 

394 

1 420 

229 

861 

890 

756 


NSB Niedersachsen-Bremen 

298 

693 

167 

473 

797 

412 


NW Nordrhein-Westfalen 

394 

1675 

216 

972 

1 124 

574 


HS Hessen 

63 

132 

61 

90 

164 

140 


RPS Rheinland-Pfalz-Saarl. 

97 

242 

74 

310 

311 

121 


BW Baden- Württemberg 

149 

326 

93 

154 

181 

93 


NB Nordbayern 

72 

151 

41 

93 

204 

120 


SB Südbayem 

18 

31 

25 

61 

147 

65 


BB LAA Berlin-Brandenburg 

226 

1 257 

188 

889 

955 

1 048 


SAT LAA Sachsen-Anh.-Thü. 

823 

2 856 

351 

1 139 

1 583 

1 836 


S LAA Sachsen 

567 

2 882 

412 

1845 

1416 

1789 


BGW Bundesgebiet West 

1 179 

3 798 

735 

2 509 

3 586 

1 885 


Bundesgebiet Ost 

1 928 

7 873 

1 122 

4 378 

4 186 

5 069 


D Bundesrep. Deutschland 

3 107 

11671 

1857 

5 887 

7 772 

6 954 
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Lohnkostenzuschüsse Ost für Wirtschaftsuntemehmen 
nach § 249 h Abs. 4 b AFG 
Vorläufige Statistik neue Bundesländer 


Berichtsmonat 

im Berichtsmonat 

im Berichtsmonat 

bisherige 

Bestand geförder- 

im Jahr 1997 

Anträge 

Bewilligungen 

Bewilligungen 

ter Arbeitnehmer 


für 

für 

für 

am Ende des 


. . . Arbeitnehmer 

. , . Arbeitnehmer 

. . . Arbeitnehmer 

Berichtsmonats 

NBL 





April 

1 104 

271 

271 

198 

Mai 

5 564 

2 035 

2 306 

1346 

Juni 

11 119 

8 288 

10 594 

6 864 

Juli 

12 589 

10919 

21513 

15 668 

LAA Nord (MV) 
April 

34 

12 

0 

0 

Mai 

331 

209 

221 

102 

Juni 

991 

' 682 

903 

564 

Juli 

1001 

812 

1 715 

1274 

LAA SAT 

April 

159 

68 

68 

13 

Mai 

1 226 

463 

531 

224 

Juni 

4 313 

3 328 

3 859 

2 309 

Juli 

5 928 

5 351 

9 210 

6 332 

LAAS 

April j 

736 

151 

151 

151 

Mai 

3 268 

1 107 

1 258 

845 

Juni 

4 386 

3 179 

4 437 

3 157 

Juli 

2 747 

3 365 

7 802 

5 997 

LAA BB (Ost) 
April 

175 

40 

40 

34 

Mai 

739 

256 

296 

175 

Juni 

1429 

1099 

1 395 

834 

Juli 

2 913 

1391 

2 786 

2 065 
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Anlage 1 zu Frage 13 

Maßnahmen nach § 249 h AFG im April bis Juli 1997 


Region 

Art der Maßnahme 

in der Zeit von April bis Juli 1997 
gemäß § 249 h AFG 

gestellte Anträge 

Begonnene 

Maßnahmen 

N LAA Nord nur Meck- Vor. 

Umwelt 0 . n. A. 

170 

157 

N LAA Nord nur Meck- Vor. 

Braunkohlebereich 

- 

- 

N LAA Nord nur Meck-Vor. 

Chemiebereich 

- 

- 

N LAA Nord nur Meck-Vor. 

Stahlbereich 

0 

0 

N LAA Nord nur Meck-Vor. 

Soziale Dienste 

202 

145 

N LAA Nord nur Meck-Vor, 

Jugendhilfe 

92 

79 

N LAA Nord nur Meck-Vor. 

Breitensport 

30 

22 

N LAA Nord nur Meck-Vor. 

Kulturarbeit 

52 

37 

N LAA Nord nur Meck-Vor. 

Denkmalpflege 

1852 

590 

N LAA Nord nur Meck-Vor. 

Zusammen 

2 398 

1 030 

BGBRLAA BB o, Berl./BGW-AA 

Umwelt o.n. A. 

253 

145 

BOBR LAA BB o, Berl./BGW-AA 

Braunkohlebereich 

0 

0 

BOBR LAA BB o, Berl./BGW-AA 

Chemiebereich 

3 

2 

BOBR LAA BB o. Berl./BGW-AA 

Stahlbereich 

6 

0 

BOBR LAA BB o. Berl./BGW-AA 

Soziale Dienste 

173 

85 

BOBR LAA BB o. Berl./BGW-AA 

Jugendhilfe 

56 

38 

BOBR LAA BB o. Berl./BGW-AA 

Breitensport 

13 

7 

BOBR LAA BB o. Berl./BGW-AA 

Kulturarbeit 

60 

39 

BOBR LAA BB o. Berl./BGW-AA 

Denkmalpflege 

2 332 

852 

BOBR LAA BB o. Berl./BGW-AA 

Zusammen 

2 906 

1 168 

SAT LAA Sachsen- Anh.-Thü. 

Umwelt 0 . n. A. 

235 

148 

SAT LAA Sachsen- Anh.-Thü. 

Braunkohlebereich 

0 

3 

SAT LAA Sachsen- Anh.-Thü. 

Chemiebereich 

8 

6 

SAT LAA Sachsen- Anh.-Thü. 

Stahlbereich 

2 

0 

SAT LAA Sachsen-Anh.-Thü. 

Soziale Dienste 

343 

198 

SAT LAA Sachsen-Anh.-Thü. 

Jugendhüfe 

210 

117 

SAT LAA Sachsen-Anh.-Thü. 

Breitensport 

76 

47 

SAT LAA Sachsen-Anh.-Thü, 

Kulturarbeit 

227 

141 

SAT LAA Sachsen-Anh.-Thü. 

Denkmalpflege 

8 563 

7 864 

SAT LAA Sachsen-Anh.-Thü. 

Zusammen 

9 664 

3 524 

S LAA Sachsen 

Umwelt 0 . n. A, 

189 

88 

S LAA Sachsen 

Braunkohlebereich 

2 

0 

S LAA Sachsen 

Chemiebereich 

0 

0 

S LAA Sachsen 

Stahlbereich 

7 

5 

S LAA Sachsen 

Soziale Dienste 

39 

19 

S LAA Sachsen 

Jugendhilfe 

22 

10 

S LAA Sachsen 

Breitensport 

11 

4 

S LAA Sachsen 

Kulturarbeit 

22 

13 

S LAA Sachsen 

Denkmalpflege 

7 922 

3 154 

S LAA Sachsen 

Zusammen 

8 214 

3 293 

BGO Bundesgebiet Ost (LAA) 

Umwelt 0 . n. A. 

847 

538 

BGO Bundesgebiet Ost (LAA) 

Braunkohlebereich 

2 

3 

BGO Bundesgebiet Ost (LAA) 

Chemiebereich 

11 

8 

BGO Bundesgebiet Ost (LAA) 

Stahlbereich 

15 

5 

BGO Bundesgebiet Ost (LAA) 

Soziale Dienste 

757 

447 

BGO Bundesgebiet Ost (LAA) 

Jugendhilfe 

390 

244 

BGO Bundesgebiet Ost (LAA) 

Breitensport 

130 

80 

BGO Bundesgebiet Ost (LAA) 

Kulturarbeit 

361 

230 

BGO Bundesgebiet Ost (LAA) 

Denkmalpflege 

20 669 

7 460 

BGO Bundesgebiet Ost (LAA) 

Zusammen 

23 182 

9 015 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCkS3Ch6 13/8438 


Maßnahmen nach § 242 s AFG im April bis Juli 1997 


Anlage 2 zu Frage 13 


Region 

Art der Maßnahme 

in der Zeit von April bis Juli 1997 
gemäß § 249 h AFG 

gestellte Anträge 

Begonnene 

Maßnahmen 

SHH Schleswig-Holstein-Hbg 

Umwelt 

01 

69 

46 

SHH Schleswig-Holstein-Hbg 

Soziale Dienste 

02 

135 

36 

SHH Schleswig-Holstein-Hbg 

Jugendhilfe 

03 

47 

12 

SHH Schleswig-Holstein-Hbg 

Zusammen 

04 

251 

94 

NSB Niedersachsen-Bremen 

Umwelt 

01 

58 

43 

NSB Niedersachsen-Bremen 

Soziale Dienste 

02 

80 

60 

NSB Niedersachsen-Bremen 

Jugendhilfe 

03 

23 

23 

NSB Niedersachsen-Bremen 

Zusammen 

04 

161 

125 

NW Nordrhein- Westfalen 

Umwelt 

01 

19 

9 

NW Nordrhein- Westfalen 

Soziale Dienste 

02 

85 

30 

NW Nordrhein- Westfalen 

Jugendhilfe 

03 

35 

9 

NW Nordrhein- Westfalen 

Zusammen 

04 

139 

48 

HS Hessen 

Umwelt 

01 

18 

16 

HS Hessen 

Soziale Dienste 

02 

27 

15 

HS Hessen 

Jugendhilfe 

03 

1 

2 

HS Hessen 

Zusammen 

04 

46 

33 

RPS Rheinland- Pf alz-Saarl. 

Umwelt 

01 

22 

19 

RPS Rheinland- Pf alz-Saarl. 

Soziale Dienste 

02 

19 

11 

RPS Rheinland-Pf alz-Saarl. 

Jugendhilfe 

03 

9 

5 

RPS Rheinland-Pfalz-Saarl. 

Zusammen 

04 

50 

35 

BW Baden-Württemberg 

Umwelt 

01 

13 

18 

BW Baden-Württemberg 

Soziale Dienste 

02 

12 

21 

BW Baden-Württemberg 

Jugendhilfe 

03 

8 

9 

BW Baden-Württemberg 

Zusammen 

04 

33 

48 

NB Nordbayern 

Umwelt 

01 

219 

278 

NB Nordbayern 

Soziale Dienste 

02 

84 

66 

NB Nordbayern 

Jugendhilfe 

03 

13 

10 

NB Nordbayern 

Zusammen 

04 

316 

354 

SB Südbayern 

Umwelt 

01 

14 

18 

SB Südbayem 

Soziale Dienste 

02 

15 

13 

SB Südbayem 

Jugendhilfe 

03 

4 

3 

SB Südbayem 

Zusammen 

04 

33 

34 

BE AAe Berhn (BGW-AAe) 

Umwelt 

01 

3 

2 

BE AAe Berlin (BGW-AAe) 

Soziale Dienste 

02 

16 

2 

BE AAe Berlin (BGW-AAe) 

Jugendhilfe 

03 

5 

4 

BE AAe Berlin (BGW-AAe) 

Zusammen 

04 

24 

8 

BGWLAA LAA-Bez. West 

Umwelt 

01 

435 

449 

BGWLAA LAA-Bez. West 

Soziale Dienste 

02 

473 

254 

BGWLAA LAA-Bez. West 

Jugendhilfe 

03 

145 

55 

BGWLAA LAA-Bez. West 

Zusammen 

04 

1 053 

780 
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